
VORWORT

Die vorliegende Dissertation ist an zwei Universitäten entstanden. Während mei-
ner Mitgliedschaft im von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Bie-
lefelder Graduiertenkolleg „Archiv-Macht-Wissen – Organisieren, Kontrollieren,
Zerstören von Wissensbeständen von der Antike bis zur Gegenwart“ wurden die
Quellen recherchiert sowie die Arbeit konzipiert. Die Graduate School in Histo-
ry and Sociology unterstützte mich durch die Bereitstellung von Reisemitteln. Das
Institut für Europäische Geschichte in Mainz gewährte mir ein achtmonatiges Sti-
pendium zur Fertigstellung der Dissertation. An der Philosophischen Fakultät der
Technischen Universität Chemnitz wurde sie schließlich eingereicht.

Wie viele Qualifikationsarbeiten profitierte auch diese von unzähligen Kom-
mentaren, Fragen und Hinweisen. Die in ostwestfälischer Klarheit geführten of-
fenen Diskussionen im Graduiertenkolleg an der Universität Bielefeld halfen, der
Arbeit ihre Form zu geben. In Gesprächen mit Angelika Epple, Levke Harders,
Thomas Welskopp und David Gilgen von der Abteilung Geschichte der Univer-
sität Bielefeld sowie mit Andreas Kunz und Joachim Berger vom Institut für Eu-
ropäische Geschichte in Mainz wurde die Argumentation der Doktorarbeit immer
wieder kritisch auf ihre Plausibilität hin abgeklopft. Darüber hinaus haben Stefan
Kowal von der Uniwersytet im. Adama Mickiewicza Posen und Jędrzej Chumiński
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I. EINLEITUNG

„Welche Rolle spielt wissenschaftlich produziertes Wissen im industriellen Produk-
tionsprozess?“ Die Einfachheit der dieser Untersuchung zugrunde liegenden Frage
ist auf den ersten Blick möglicherweise überraschend. Die aktuell in den Medien zu
verfolgende Debatte über den Fachkräftemangel scheint diese Frage auch sehr deut-
lich zu beantworten. Aus ihr geht hervor, dass produktionsrelevantes Wissen, also
auch Fachwissen, der wichtigste Faktor für den ökonomischen Erfolg Deutschlands
sowie zahlreicher anderer Staaten ist. Materielle Produktionsfaktoren wie Rohstof-
fe, Energie und manuelle Arbeitskraft sind notwendige Bedingungen für wettbe-
werbsfähige industrielle Produktion. Gut ausgebildete Arbeitskräfte stellen hinge-
gen in vielen Fällen eine hinreichende Bedingung dar.

Hieraus ergibt sich eine Frage, deren Beantwortung bis heute eine der Heraus-
forderungen der modernen Wirtschaftswissenschaften ist: Wie hoch ist das Abhän-
gigkeitsverhältnis von materiellen Produktionsfaktoren und immateriellem Kapital?
Um hier zu weiteren Erkenntnissen zu gelangen schlägt der ungarische Ökonom
Franz Jánossy das fiktive und in seinen Augen undurchführbare Experiment vor,
die Produktionsmittel von der Arbeitskraft zu trennen und zu prüfen, welche Fol-
gen dies für die Wirtschaft hat.1 Eine Untersuchung, der es gelingt, einen solchen
Fall genauer zu analysieren, würde einen wichtigen Beitrag zur Frage der Rolle von
wissenschaftlich produziertem Wissen im industriellen Produktionsprozess leisten.

Ein geeignetes Untersuchungsobjekt für eine solche makroökonomische Ana-
lyse muss mehrere Voraussetzungen erfüllen. Zunächst muss es sich um eine Regi-
on mit einer entwickelten Industrie und intaktem Anlagekapital handeln. Zweitens
muss wissenschaftlich produziertes Wissen eine wichtige Rolle im Produktionspro-
zess spielen. Und abschließend muss es zu einem möglichst umfassenden Bevölke-
rungsaustausch gekommen sein. Die Analyse der industriellen Entwicklung einer
Region, die diese Bedingungen erfüllt, kann bei der Beantwortung der angespro-
chenen Fragen helfen.

Eine Region, die diesen Anforderungen entspricht, ist das Niederschlesien der
Nachkriegszeit. Im Rahmen der ethnisch-territorialen Neuordnung Europas wäh-
rend und nach dem Zweiten Weltkrieg, die mit dem Potsdamer Kommuniqué2 abge-

1 Franz Jánossy, Das Ende der Wirtschaftswunder. Erscheinung und Wesen der wirtschaftlichen
Entwicklung (Probleme sozialistischer Politik, Bd. 12), Budapest 1966, S. 13.

2 Die Form der „Mitteilung der Dreimächtekonferenz von Berlin“ wird in der Literatur verschie-
den beurteilt. Verbreitet ist die Bezeichnung „Potsdamer Protokoll“. Heinrich Bartsch schreibt
vom „Potsdamer Abkommen“, ebenso wie Philipp Ther und zahlreiche andere Autoren. Hans-
Adolf Jacobsen und Mieczysław Tomala nennen das Dokument ein „Kommuniqué“; vgl. Hein-
rich Bartsch, Geschichte Schlesiens. Land unterm schwarzen Adler mit dem Silbermond. Seine
Geschichte, sein Werden, Erblühen und Vergehen, Würzburg 1985, S. 322; Philipp Ther, Deut-
sche und polnische Vertriebene. Gesellschaft und Vertriebenenpolitik in der SBZ/DDR und in
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schlossen wurde, kam es zu einem gewaltigen Einschnitt in der Geschichte Polens
und Deutschlands. Deutschland verlor einen großen Teil seiner Fläche von 1937,
Polen beinahe die Hälfte. Trotz der Kompensation für Polen schrumpften beide Län-
der in der Fläche um ein Viertel.3 Für die deutschen Ostprovinzen und somit auch
für Niederschlesien bedeutete dies einen beinahe vollständigen Austausch der dort
lebenden Bevölkerung. Während die deutsche Bevölkerung diese Gebiete bis 1947
verließ, wurden dort polnische Siedler in großer Zahl angesiedelt. Diese Konstella-
tion macht aus der Industrie Niederschlesiens ein lohnenswertes Forschungsobjekt.
Dies gilt insbesondere, da eine Untersuchung der Vertreibung auf die langfristige
wirtschaftliche Entwicklung dieser Region bisher nicht unternommen wurde.

Die Beschäftigung mit der industriellen Entwicklung Niederschlesiens nach
1945 fördert Widersprüche zutage, die bisher nicht überzeugend aufgelöst wurden.
Die BRD erlebte ein überraschend starkes wirtschaftliches Wachstum während der
50er und 60er Jahre. Die ehemaligen deutschen Ostgebiete, die infolge der nach
der Potsdamer Konferenz im Juli und August 1945 faktisch manifestierten polni-
schen Westverschiebung zunächst unter polnische Verwaltung kamen und schließ-
lich 1990 endgültig ein Teil Polens wurden, erlebten ein solches sog. „Wirtschafts-
wunder“ nicht. Der Begriff „Wirtschaftswunder“ hatte in den 60er und 70er Jahren
in verschiedenen Ländern Konjunktur. Das hohe Wirtschaftswachstum unter ande-
rem in der BRD, in Japan, in Frankreich, in Italien, in Russland und in der DDR4

überraschte die Zeitgenossen. Wirtschaftshistoriker und Ökonomen haben zahlrei-
che Anstrengungen unternommen zu erklären, weshalb es in den 1950er und 1960er
Jahren in vielen Ländern ein so hohes Wachstum gab. Auffällig ist hier, dass das
Wirtschaftssystem bei der Frage des wirtschaftlichen Wachstums scheinbar keine
Rolle spielte: Die Wirtschaft der UdSSR wuchs von allen Ländern am schnellsten.5

Das wirtschaftliche Wachstum der BRD und der DDR in den 50er und 60er
Jahren könnte den Verdacht aufkommen lassen, dass die „Nachfolger“ des Deut-
schen Reiches auf wirtschaftlicher Ebene „aus dem Vollen schöpfen konnten“ und

Polen 1945–1956 (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft, Bd. 127), Göttingen 1998,
S. 43; Hans-Adolf Jacobsen/Mieczysław Tomala (Hrsg.), Bonn – Warschau 1945–1991. Die
deutsch-polnischen Beziehungen. Analyse und Dokumentation, Köln 1992, S. 53. Der Begriff
„Abkommen“ impliziert völkerrechtliche Verbindlichkeit. Genau diese sollte jedoch noch lan-
ge umstritten bleiben. Zwar hatten die Konferenzen der „Großen Drei“ in Jalta und Potsdam
eine „normative Kraft“, das allein rechtfertigt jedoch nicht, von einem Abkommen auszugehen.
Angesichts der Tatsache, dass eine Friedensverhandlung erst für die Folgejahre geplant war, er-
scheint die Bezeichnung „Kommuniqué“ als die Überzeugendste; vgl. Włodzimierz Borodziej,
Die Katastrophe. Schlesien nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Adrian von Arburg (Hrsg.), Als die
Deutschen weg waren. Was nach der Vertreibung geschah: Ostpreußen, Schlesien, Sudetenland
(rororo Sachbuch), Reinbek bei Hamburg 2007, 84–111, hier S. 85.

3 Ther, Deutsche und polnische Vertriebene (wie Anm. 2, S. 15), S. 44.
4 Freilich handelte es sich hier meist um Selbstbeschreibungen, wie etwa im Titel der Monogra-

phie von Müller und Reißig: Hans Müller/Karl Reißig, Wirtschaftswunder DDR. Ein Beitrag
zur Geschichte der ökonomischen Politik der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, Ber-
lin 1968.

5 Eric Hobsbawm, Age of Extremes. The Short Twentieth Century 1914–1991, London 1995, S.
259.
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entsprechend in beiden Fällen die Voraussetzungen für ein „Wirtschaftswunder“
vorhanden waren. Im Analogschluss würde dies bedeuten, dass auch in den ehema-
ligen deutschen Ostgebieten6 die Voraussetzungen für ein hohes wirtschaftliches
Wachstum gegeben waren. Niederschlesien war gerade in industrieller Hinsicht ei-
ne bedeutende Region der Neuen Gebiete und partizipierte bis Kriegsende 1945 als
Teil des Deutschen Reiches an seinem hohen Produktionspotenzial. Dieses ging mit
der Verschiebung der deutschen Ostgrenze als Ergebnis der Potsdamer Konferenz
auf Polen über. Die beiden deutschen Staaten konnten ihr wirtschaftliches Potenzial
nutzen und während der zweiten Hälfte der 40er Jahre und während der 50er Jahre
hohe Wachstumsraten verzeichnen. Schon zwei Jahre nach Ende des Krieges zeigte
sich, dass in der Trizone nur noch die Genehmigungen seitens der Besatzungsmäch-
te einer Wiederaufnahme der Produktion im Wege standen.7 Die ehemaligen deut-
schen Ostgebiete hingegen waren hier weniger erfolgreich. Selbst Niederschlesien,
auf das sich diese Arbeit konzentriert und das das wirtschaftlich stärkste der dama-
ligen deutschen Ostgebiete war8, konnte nicht an seine frühere Leistungsfähigkeit
anschließen.

Zwar stellten auch schon frühere Arbeiten die Frage, weshalb die wirtschaftli-
che Entwicklung der Neuen Gebiete unterhalb ihres Potenzials verblieb. Die Ant-
worten, welche hier von der meist polnischen Forschung vorgebracht wurden, sind
wenig überraschend:

– Wegen der Kriegshandlungen und den Demontagen sei die industrielle Grund-
lage in weiten Teilen zerstört gewesen.9

– Der Mangel an Kapital und Arbeitskräften habe es unmöglich gemacht, das
Produktionspotenzial überhaupt zu nutzen.10

– Es habe dem Interesse der Provisorischen Regierung in Lublin widerspro-
chen, dass die neuen polnischen Westgebiete wirtschaftlich allzu erfolgreich
waren.

6 Die korrekte Bezeichnung der ehemaligen deutschen Ostgebiete ist heikel. In Polen wurden sie
zunächst als „Wiedergewonnene Gebiete“ („Ziemie Odzyskane“) bezeichnet, später neutral als
„Nord- und Westgebiete“ („Ziemie Zachodnie i Północne“) In der Mehrzahl der Fälle werden
die Gebiete in dieser Dissertation als „Neue Gebiete“ bezeichnet.

7 Werner Abelshauser, Deutsche Wirtschaftsgeschichte. Von 1945 bis zur Gegenwart (Beck’sche
Reihe), 2. vollst. überarb., aktual. u. erw. Neuaufl., München 2011, S. 115 f.

8 Jerzy Kociszewski, Proces integracji gospodarczej ziem zachodnich i północnych z Polską [Der
Prozess der wirtschaftlichen Integration der West- und Nordgebiete mit Polen] (Prace naukowe
Akademii Ekonomicznej im. Oskara Langego we Wrocławiu, Bd. 816; 130), Breslau 1999, S.
25 f.

9 So z. B. Włodzimierz A. Szymankiewicz, Budownictwo w Okresie Wstępnej Odbudowy Kraju
[Das Bauwesen im Zeitraum des beginnenden Wiederaufbaus des Landes], in: Bolesław Orłow-
ski/Józef Piłatowicz (Hrsg.), Inżynierowie w Polsce w XIX i XX wieku, Tom 5 [Ingenieure in
Polen im 19. und 20. Jahrhundert, Bd. 5], Warschau 1997, 111–155, hier S. 111.

10 Vgl. Zygmunt Kazimierski, Polski przemysł zbrojeniowy w latach 1945–1955 [Die polnische
Rüstungsindustrie 1945–1955] (Wyższa Szkoła Działalności Gospodarczej w Warszawie, Bd.
2), Warschau 2005, S. 104.
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– Die polnische Verwaltung der Neuen Gebiete sei damals von den Siedlern als
provisorischer Zustand wahrgenommen worden. Daher sei die Bewirtschaf-
tung dieser Gebiete nur „halbherzig“ betrieben worden, ein stärkeres Wachs-
tum habe demnach an der Motivation der Akteure scheitern müssen.

Diese Argumente sind jedoch bei näherer Betrachtung nicht zwingend. Das Argu-
ment der desaströsen Kriegshandlungen und Demontagen wurde schon auf die BRD
und die DDR angewandt. Lindlar listet hier etwa folgende zeitgenössische Belege
für die schlechte Ausgangslage Westdeutschlands auf: „verheerende Kriegszerstö-
rungen, Demontagen, (. . . ) der Flüchtlingszustrom aus dem Osten, ein zerrüttetes
Währungssystem, Schwarzmärkte, eine allgemeine Knappheit lebensnotwendiger
Güter, die Abwesenheit einer handlungsfähigen Regierung und die große Unsi-
cherheit über die politische Zukunft“.11 Freilich schienen all diese Ausgangsbedin-
gungen nicht auszureichen, um das Wirtschaftswunder zu unterbinden. Würde das
Argument der hohen Bedeutung materieller Zerstörungen und Ressourcen sowie
Demontagen also stimmen, hätten sie sich als langfristiges Hindernis für das wirt-
schaftliche Wachstum der DDR und der BRD erweisen müssen. Das Gegenteil war
jedoch der Fall, wie David Gilgen am Beispiel der DDR hervorhebt: Die Höhe von
Reparationsleistungen und das Fernbleiben vom European Recovery Program kön-
nen „eine verzögerte Wirkung plausibel erklären, nicht jedoch ein Zurückbleiben in
langer Sicht.“12 Aukrust geht noch einen Schritt weiter: „We have been aware that
the countries which have grown most rapidly during the 1950’s are precisely those
who were most severely hit during the war.“13 Somit kann man den Eindruck gewin-
nen, dass umfangreiche Zerstörungen nicht zu weniger, sondern zu mehr Wachstum
führen. Aus der Höhe der Zerstörungen lässt sich daher keine Prognose für das
zukünftige Wachstum ableiten. Hinzu kommt, dass die These der umfassenden Zer-
störung Polens durch den Krieg nicht mehr uneingeschränkt vertreten wird.14

Und auch das Argument, eine allzu positive wirtschaftliche Entwicklung der
ehemaligen deutschen Ostgebiete habe nicht dem politischen Willen der Provisori-
schen Regierung in Lublin entsprochen, ist nicht haltbar. Es war das erklärte Ziel
des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete, die ehemaligen deutschen

11 Ludger Lindlar, Das mißverstandene Wirtschaftswunder. Westdeutschland und die westeuro-
päische Nachkriegsprosperität (Schriften zur angewandten Wirtschaftsforschung, Bd. 77), Tü-
bingen 1997, S. 30.

12 David Gilgen, DDR und BRD im Vergleich. Ausgangslage und Wachstumsbedingungen nach
dem Zweiten Weltkrieg, in: Karl von Delhaes/Wolfgang Quaisser (Hrsg.), Vom Sozialismus zur
Marktwirtschaft. Wandlungsprozesse, Erlebnisse und Perspektiven, München 2009, 117–135,
hier S. 122.

13 Odd Aukrust, Factors of Economic Development: A Review of Recent Research, in: Weltwirt-
schaftliches Archiv 93.2 (1964), 23–43, hier S. 30.

14 Dies gilt jedoch nicht für die Frage der Demontagen. Polnische Autoren weisen darauf hin, dass
die Vernachlässigung und die Demontagen größere Auswirkungen hatten als die Zerstörungen;
vgl. Anna Magierska, Die Anfänge der Organisation der Wirtschaft in den Wiedergewonnenen
Gebieten (Februar-September 1945), in: Studia Historiae Oeconomicae 20 (1993), 249–282,
hier S. 250 f.
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Ostprovinzen rasch zu ökonomischem Erfolg zu führen.15 Auf diese Weise sollte
jeglichen Revisionsansprüchen mit dem Argument begegnet werden können, die
wirtschaftliche Integration der Neuen Gebiete sei so weit fortgeschritten, dass eine
Abtrennung dieser Gebiete katastrophale Folge haben würde.

Der sicherlich unwissenschaftliche Begriff des „Wirtschaftswunders“ hatte zu-
nächst zur Folge, dass die Forschung intensiv nach den Sondereffekten der Nach-
kriegszeit in der BRD Ausschau hielt. So wurden zunächst externe Faktoren wie die
Währungsreform und der Marshallplan für entscheidend gehalten.16 Diese Erklä-
rungsansätze, welche die verschiedenen „Wirtschaftswunder“ der Nachkriegszeit
als einmalig und außergewöhnlich darstellten, konnten jedoch nicht hinreichend
überzeugen. Die Wirtschaftstheorie hat an zahlreichen Beispielen zeigen können,
dass äußere Schocks wie Naturkatastrophen oder Kriege auf Volkswirtschaften zwar
kurzfristig eine lähmende Wirkung entfalten können. Auf lange Sicht jedoch keh-
ren Volkswirtschaften wieder zu ihrem Wachstumspfad zurück.17 Damit nun die
„schwachen“ Jahre kompensiert werden, lassen sich nach Schocks Jahre überdurch-
schnittlichen Wachstums beobachten. In diesem Modell ist ein Wirtschaftswunder
kein „Wunder“, sondern – bleibt man bei der Terminologie Harrods – eine „natür-
liche“ Folge. Die Annahme eines Automatismus’, dem gemäß umfassende Zerstö-
rungen ein Wiedererreichen des früheren Produktionsniveaus verhindern, ist also
nicht gerechtfertigt. Hiervon ausgehend, befinden wir uns mit der Frage wieder am
Anfang: Warum verzeichnete Niederschlesien gerade in den 50er Jahren so geringe
Wachstumsraten? Warum waren in Niederschlesien über 1500 Wirtschaftsbetriebe
im Jahre 1953 nicht nutzbar?18 Die in dieser Untersuchung eingenommene Per-
spektive kann auch helfen, diese Frage zu klären.

Die Rekonstruktionsthese selbst soll nicht im Zentrum der vorliegenden Arbeit
stehen. Ihre theoretischen Voraussetzungen können jedoch verstehen helfen, wes-
halb Niederschlesien ein interessantes Untersuchungsobjekt repräsentiert. Die Re-
konstruktionstheorie geht von einem bestimmten „Setting“ aus, das eine notwen-
dige Bedingung für einen erfolgreichen Wiederaufbau ist. Diese ceteris-paribus-
Annahme – also die Annahme, dass bis auf die untersuchte Variable alle anderen
Variablen konstant bleiben – ist im Fall der BRD und auch der DDR sinnvoll, auf
das Niederschlesien der Nachkriegszeit kann sie jedoch nicht ohne Einschränkun-

15 Martin Krzoska unterstreicht diesen Punkt: „Zentrales Element polnischer Politik nach 1945
war neben der Sicherung der Oder-Neiße-Grenze insbesondere der Wiederaufbau der ,Wieder-
gewonnenen Gebiete’“; Markus Krzoska, Władysław Gomułka und Deutschland, in: Zeitschrift
für Historische Forschung 43.2 (1994), 174–213, hier S. 179.

16 So z. B. noch 1964 der Wirtschaftshistoriker Knut Borchardt; Knut Borchardt, Die Bundesre-
publik Deutschland, in: Karl Häuser/Knut Borchardt (Hrsg.), Deutsche Wirtschaft seit 1870,
Tübingen 1964, 253–328, hier S. 253; auch aktuell wird diese Annahme vertreten, so etwa Ve-
ronika Heyde, Amerika und die Neuordnung Europas vor dem Marshallplan (1940–1944), in:
Viertelsjahrshefte für Zeitgeschichte 58.1 (2010), 115–136, hier S. 115.

17 Vgl. Roy F. Harrod, Towards a Dynamic Economics. Some Recent Developments of Economic
Theory and their Application to Policy, London 1948, S. 85 ff. Harrod spricht hier von einer
„natürlichen Fortschrittsrate“, die Schocks durch Phasen verstärkten Wachstums ausgleiche.

18 Vgl. AAN PKPG/2840.
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gen angewandt werden. Die ehemaligen deutschen Ostprovinzen unterscheiden sich
was ihre Nachkriegsentwicklung angeht deutlich von der BRD und der DDR: Das
bedeutendste „Alleinstellungsmerkmal“ der Nachkriegsgeschichte Niederschlesi-
ens wie der gesamten ehemaligen deutschen Ostgebiete war zweifellos die Flucht
und Vertreibung der deutschen Bevölkerung. Mit dem Verlust der arbeitenden deut-
schen Bevölkerung ging auch das zentrale Mittel für die erfolgreiche Nutzung und
Rekonstruktion des Industriepotenzials verloren: „produktionsrelevantes Wissen“.

Damit wird eine weitere Forschungslücke überdeutlich: Was ist produktions-
relevantes Wissen? Und auf welche Weise wird es in den Produktionsprozess ein-
gebracht? Seit Mitte des 19. Jahrhunderts ist industrielle Produktion auf wissen-
schaftliches Wissen angewiesen, wenn sie auf dem Markt bestehen will. Dies gilt
für Waren sämtlicher Industriebereiche, etwa die Nahrungsmittelindustrie, die Elek-
trotechnische Industrie, die Metallindustrie, die Pharmaindustrie, die Textilindustrie
und auch für viele andere. Ohne wissenschaftlich produziertes Wissen ist die Her-
stellung dieser Produkte nicht möglich.

So einsichtig dieser Gedanke ist, so schwer ist es, ihn in ein ökonomisches
Modell zu fassen, das diesen Punkt ausreichend würdigt. Die Produktionsfunktion
etwa spezifiziert den Output, der durch eine bestimmte Menge an Input produziert
werden kann. Produktion wird hierbei in erster Linie auf messbare Faktoren wie
Energie, Rohstoffe und Maschinen reduziert. Wissenschaftlich produziertes Wissen
spielt hier nur insofern eine Rolle, als Technologie als ein konstanter Rahmenfak-
tor betrachtet wird.19 Auf Grundlage der neoklassischen Wirtschaftstheorie ist es
daher z. B. unternommen worden, die Produktionsfunktion um den „Faktor Wis-
sen“ zu erweitern.20 Damit wird der Eindruck erweckt, dass auch Wissen in klei-
nen Portionen dem Produkt beigefügt wird. Das individuelle Wissen des einzelnen
Facharbeiters, sein „Humankapital“, gerät hier in den Fokus. So ist das sog. human
resource accounting ein anerkanntes Teilgebiet des betriebswirtschaftlichen Rech-
nungswesens.21 Die Bedeutung individueller Wissensbestände für den Gesamtpro-
duktionsprozess innerhalb eines Betriebes ist auch nicht von der Hand zu weisen.
Der Ansatz geht jedoch nicht weit genug. So wird in diesem Modell vernachlässigt,
dass ein Wissensfragment allein noch keine Funktion hat; die Interdependenz von
Wissen spielt hier keine Rolle. Dieses Modell unterstellt vielmehr, dass das Fach-
wissen einzelner Facharbeiter unabhängig vom Wissen Anderer ist.

Diese Untersuchung soll zeigen, dass dieses isolationistische Bild von Beschäf-
tigten unzureichend ist, und die Nachkriegsentwicklung Niederschlesiens kann hel-
fen, dies zu belegen. Hierfür werden unabhängig voneinander zwei Phänomene
identifiziert. Die eine Entwicklung betrifft den Bruch in der industriellen Produk-
tion Niederschlesiens nach 1945, also nach dem Übergang Niederschlesiens auf
Polen. Hierbei soll gezeigt werden, dass sich die Industrieproduktionsniveaus Nie-

19 Paul A. Samuelson/William D. Nordhaus, Economics, New York et al. 161998, S. 103.
20 Rita Asplund, Introduction and Summary, in: dies. (Hrsg.), Human Capital Creation in an Eco-

nomic Perspective, Helsinki 1994, 1–9, hier S. 6 f.
21 Henning Laux, Die Fabrikation von Humankapital. Eine praxistheoretische Analyse, in: Berli-

ner Debatte Initial 20.3 (2009), 4–15, hier S. 10.
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derschlesiens von vor und von nach Kriegsende deutlich voneinander unterschei-
den. Gleichzeitig werden Versuche der Quantifizierung übernommen – fundierte
empirische Analysen lässt die Quellenlage nicht zu –, um die industrielle Gesamt-
produktion der Ostprovinz über einen längeren Zeitraum darzustellen. Es lässt sich
zeigen, dass man bei der Produktion mit zahlreichen Problemen zu kämpfen hatte,
die sich nicht allein auf „die üblichen Verdächtigen“, also die Kriegszerstörungen
und die kommunistische Misswirtschaft, zurückführen lassen.

Das zweite Phänomen betrifft die polnische Vertreibungspolitik gegenüber der
deutschen Bevölkerung. Durch die Aufwertung des Wissens, über das die deutschen
Beschäftigten verfügten, lassen sich verschiedene Aspekte der Vertreibung besser
einordnen. Dies betrifft etwa den Politikwandel. War es bis Ende der 40er Jahre
Ziel, die Deutschen rasch auszusiedeln, wurden nach 1950 zahlreiche Maßnahmen
ergriffen, um die Deutschen zum Bleiben zu bewegen und ihre Abwanderung zu
unterbinden. Als Motiv für diesen bemerkenswerten Politikwechsel wurde im Fall
Niederschlesiens deutlich darauf verwiesen, dass die Verfügung über die Arbeits-
kraft der deutschen Beschäftigten entscheidend war. Ihr Wissen und ihre Qualifi-
kation wurden hier ausdrücklich genannt. Die Historiographie hat die Bedeutung
der deutschen Beschäftigten und den Politikwechsel nach 1950 nicht in Verbindung
gebracht. Dass dieser Zusammenhang jedoch besteht, lässt sich zeigen und wird im
Rahmen dieser Untersuchung nachgewiesen.

Zentrales Ziel dieser Arbeit ist es, diese beiden Phänomene in einen plausi-
blen Zusammenhang zu bringen. Hierfür wurde ein makroökonomischer Ansatz
gewählt.22 In einer Umgebung, in der produktionsrelevantes Wissen eine wichtige
Komponente im Produktionsprozess war, wirkte sich der Verlust der deutschen Be-
schäftigten deutlich negativ aus. Damit ist an dieser Stelle der Schwachpunkt dieser
Arbeit genannt: Der Zusammenhang von Produktionsproblemen und dem Verlust
der deutschen Beschäftigten lässt sich durchaus plausibel machen. Er lässt sich je-
doch in dieser Arbeit nicht durch einen „Blick in den Betrieb“ beweisen. Hierfür
wäre es notwendig, im Anschluss an diese Arbeit eine unternehmenshistorische Un-
tersuchung durchzuführen.23 Auf dieser Grundlage sollen schließlich Rückschlüsse
auf das Verhältnis von materiellem und immateriellen Kapital gezogen werden.

22 Ich bedanke mich an dieser Stelle ausdrücklich bei Stefan Kowal, Prof. für Wirtschaftsgeschich-
te an der Uniwersytet im. Adama Mickiewicza in Posen sowie bei Prof. Dr. Jędrzej Chumiński,
ebenfalls Professor für Wirtschaftsgeschichte der Wirtschaftsakademie Breslau. Sie haben bei-
de einschlägig veröffentlicht und mich bei der in Polen ausgesprochen schwierigen Quellenre-
cherche unterstützt, mir eigene Quellen zur Verfügung gestellt und mir in mehr als einem Fall
ansonsten nur schwer erreichbare Literatur zugesandt. Durch ihre Kenntnis der Archivsituation
war es mir möglich, aussagekräftige Quellen heranzuziehen. Es geht auch auf ihre Empfeh-
lung zurück, nicht zusätzlich noch mikroökonomisch nutzbare Quellen heranzuziehen, da Ih-
nen keine bekannt seien und es daher mit unverhältnismäßigen Aufwand verbunden sei, diese
zu ermitteln.

23 Dieser Ansatz wurde jedoch bewusst nicht gewählt. Aufgrund der schwierigen Quellenlage hät-
te sich eine solche Arbeit auf die Unternehmensebene beschränken müssen. Damit ließen sich
betriebsinterne Produktionsprobleme sicherlich darlegen. Zusätzlich müsste jedoch der Nach-
weis erbracht werden, die Probleme im genannten Betrieb ließen sich pars pro toto auf ganz
Niederschlesien übertragen. Eine solche Annahme wäre jedoch auch hier nur plausibel darleg-



22 I. Einleitung

Für die Untersuchung muss zunächst ein ein schwieriges Problem gelöst wer-
den. Während die Bedeutung von Wissens- und Informationsnetzwerken verschie-
denster Art in zahlreichen Arbeiten unterstrichen wurde24, wird in der vorliegenden
Untersuchung die Frage gestellt, welche Folgen ihr Verlust hat. Es ist daher für die
Annahme, dass die Vertreibung auch eine Vertreibung des Wissens war, eine not-
wendige Voraussetzung, dass Wissen nicht speicherbar ist. Dies auf theoretischer
Ebene darzulegen ist Ziel des ersten Kapitels. Hierfür werden verschiedene Ka-
tegorien von „Wissen“ unterschieden. Diese Differenzierungen dienen der Beant-
wortung der Frage, welche Formen von Wissen verschriftlicht und somit materiell
gesichert werden können, und bei welchen die Speicherung ausschließlich durch
Menschen möglich ist.

Im zweiten Kapitel wird die Entwicklung der Industrie Niederschlesiens nach
1936 bis Kriegsende verfolgt. Die Untersuchung dieses ersten Zeitraums dient zwei
Zielen. Zunächst ist es notwendig darzulegen, dass Niederschlesiens Industrie nicht,
wie in der Literatur regelmäßig vertreten wird, von nur geringer Bedeutung war. Tat-
sächlich spielte diese Ostprovinz eine vitale Rolle im deutschen Wirtschaftsgefüge.
Damit direkt verbunden ist die sich hieran anschließende Frage, ob Niederschlesien
im genannten Zeitraum ein „Beispiel technologischer Rückständigkeit“ war, oder
ob es zumindest teilweise den Sprung in die nach-industrielle Wirtschaft geschafft
hatte. Ebenfalls wird geprüft, welche Bedeutung „Wissen“ im niederschlesischen
Produktionszusammenhang hatte. Das wird unter anderem durch eine Betrachtung
des Ausbildungssystems erfolgen.

Im sich hieran anschließenden dritten Kapitel werden Brüche und Kontinuitä-
ten in der niederschlesischen Industrieproduktion dargestellt. Die wirtschaftshisto-
rische Forschung ist in dieser Frage noch nicht sehr weit, sämtliche Schätzungen
über den Erfolg und den Umfang der niederschlesischen Industrieproduktion stam-
men aus den 50er und 60er Jahren. In den 90er und 2000er Jahren kamen eini-
ge Publikationen hinzu, die die Schätzungen der Nachkriegszeit in einem anderen
Licht erscheinen lassen. Jedoch wurden diese Relativierungen nicht durch Neube-
rechnungen ergänzt. In der vorliegenden Untersuchung werden diese Lücken im
Rahmen dessen, was die Quellen erlauben, aufgefüllt. Hierfür werden insbesondere
Statistiken jeweils aus Polen und dem Deutschen Reich herangezogen, um mittels
aussagekräftiger Indikatoren – unter anderem Beschäftigte, Anteil der jeweiligen
Industriebranche an der Gesamtproduktion, Stromproduktion – zu plausiblen Er-
gebnissen zu gelangen.

Im vierten und letzten Sachkapitel rückt die Vertreibungspolitik ins Zentrum
der Analyse. Eine der Leitfragen wird hierbei sein, welche Bedeutung ökonomi-
sche Gesichtspunkte bei der Vertreibungspolitik hatten, mithin verschiedene Ak-

bar, aber nicht beweisbar, so dass auch diese Argumentationskette eine erkennbare Schwäche
hätte.

24 Hier sind zahlreiche Beispiele zu nennen, etwa Johannes Fried/Michael Stolleis (Hrsg.), Wis-
senskulturen. Über die Erzeugung und Weitergabe von Wissen, Frankfurt am Main 2009; Adel-
heid von Saldern, Netzwerkökonomie im frühen 19. Jahrhundert. Das Beispiel der Schoeller-
Häuser (Beiträge zur Unternehmensgeschichte, Bd. 29), Stuttgart 2009.
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teure auf polnischer Seite ein Interesse daran hatten, deutsche Beschäftigte vor der
Aussiedlung zu schützen. Die Aufdeckung der jeweiligen Motivlagen dient der Be-
antwortung der Frage, weshalb es etwa nach 1950 zur bereits angesprochenen Zäsur
in der Aussiedlungspolitik der polnischen Zentralbehörden in Warschau kam. Die
Quellen legen nahe, dass wirtschaftliche Gründe – und nicht wie bisher behauptet
Politische – im Vordergrund standen.

Abschließend werden auf der Grundlage der Beobachtungen Rückschlüsse auf
das Verhältnis von Beschäftigten und Produktionsmitteln im Produktionsprozess
gezogen. Diesem Vorhaben sind – das kann an dieser Stelle vorweggenommen wer-
den – Grenzen gesetzt. Die Quellen zeigen, dass die Produktion in zahlreichen
Fällen von deutschen Beschäftigten abhängig war. Es wird jedoch nicht möglich
sein, empirisch die makroökonomischen Produktionseinbußen zu messen, die aus
der Vertreibung der deutschen Bevölkerung resultierten. Vielmehr soll es gelingen,
einen Zusammenhang von Wissensverlust und Produktionsproblemen plausibel her-
zuleiten.

Von einer Erläuterung der Forschungs- und Quellenlage wird an dieser Stelle
der Arbeit abgesehen. Die Kapitel beschäftigen sich mit jeweils sehr unterschiedli-
chen Themenbereichen. Erschwerend kommt hinzu, dass es für Schlesien nur sehr
wenige wissenschaftliche Arbeiten gibt, die einen Untersuchungszeitraum abde-
cken, der vor dem Zweiten Weltkrieg beginnt und weit über das Kriegsende hin-
ausgeht. Die Quellenlage und die Forschungsstände, die über den geschilderten
Kontext hinausgehen, werden daher jeweils zu Beginn des entsprechenden Kapi-
tels erläutert.




